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Verwaltungsgericht Hamburg 

Haftbefehl 

 

In der Verwaltungsrechtssache  

  
der Freien und Hansestadt Hamburg, 
vertreten durch die Polizei Hamburg 
Justiziariat, 
Einsatz- und Vollzugsangelegenheiten,  
Bruno-Georges-Platz 1,  
22297 Hamburg,   

- Antragstellerin - 
 
u n d 

 

 
 
 
 

- Betroffener -  
 
hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 5, am 11. Februar 2026 durch  
 
 
 
 
 
beschlossen: 
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Gegen den Betroffenen wird zur Durchsetzung des mit Bescheid vom 22. August 2025 

verfügten, mit Bescheid vom 29. Oktober 2025 bis zum 22. Februar 2026 und mit Bescheid 

vom 26. Januar 2026 bis zum 22. Mai 2026 verlängerten Aufenthaltsverbots 

Erzwingungshaft für fünf Tage angeordnet, spätestens endend mit dem 22. Mai 2026. 

Die sofortige Wirksamkeit des Beschlusses wird angeordnet. 

 

 

 

 

 

 

Rechtsmittelbelehrung:  
 
Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten und sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an 
das Hamburgische Oberverwaltungsgericht zu. Sie ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Beschlusses beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist beim Hamburgischen 
Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, eingeht.  
 
Der Beschwerde sowie allen Schriftsätzen sollen – sofern sie nicht in elektronischer Form eingereicht werden 
– Abschriften für die Beteiligten beigefügt werden. 
 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. 
Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten 
Hochschulen mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 
VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der 
weiteren Einzelheiten auf § 67 Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 
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Gründe  

I. Der Antrag vom 21. Januar 2026 

„gegen den Antragsgegner zur Erzwingung des mit Bescheid vom 22.08.2025, 
zugestellt am 25.08.2025, verfügten dreimonatigen Aufenthaltsverbots, das mit 
Bescheid vom 29.10.2025, zugestellt per Postversand, bis zum 22.02.2026 
verlängert wurde und vor Ablauf der Verfügungsdauer um weitere drei Monate 
verlängert wird, Erzwingungshaft gemäß § 16 HmbVwVG für fünf Tage 
anzuordnen.“ 

ist angesichts der schriftsätzlichen Erklärung der Antragstellerin vom 27. Januar 2026 

„Das Aufenthaltsverbot vom 22.08.2025 in Gestalt des Bescheids vom 29.10.2025 
wurde durch für sofort vollziehbar erklärten Bescheid vom 26.01.2026, 
Az. LKA183/5G/0580039/2025, bis zum 22.05.2026 verlängert (vgl. neue SA I – AV 
Verlängerung 26-01-26).“ 

nach §§ 88, 122 Abs. 1 VwGO so auszulegen, wie es der dem Antrag stattgebenden 

Beschlussformel entspricht. 

II. Die Anordnung der Erzwingungshaft erfolgt gemäß § 16 Abs. 3 Satz 1 HmbVwVG auf 

Antrag der Vollstreckungsbehörde durch Haftbefehl des Verwaltungsgerichts. Das 

Verwaltungsgericht hat den Betroffenen am 11. Februar 2026 im Einklang mit § 16 Abs. 3 

Satz 2 HmbVwVG i. V. m. § 420 Abs. 1 Satz 1 FamFG persönlich angehört. III. Die 

Voraussetzungen für die gerichtliche Anordnung der Erzwingungshaft gegen den 

Betroffenen sind erfüllt. 

1. Die allgemeinen Voraussetzungen für die Anwendung von Zwangsmitteln gegen den 

Betroffenen liegen vor.  

Bei dem von der Antragstellerin gegen den Betroffenen ausgesprochenen 

Aufenthaltsverbot handelt es sich um einen im Verwaltungswege zu vollstreckenden Titel i. 

S. d. § 3 Abs. 1 Nr. 1 HmbVwVG. 

Inhaltlich ist der Regelungsgehalt des Verwaltungsakts vollstreckbar. Mit (erstem) Bescheid 

vom 22. August 2025 hat die Antragstellerin dem Betroffenen gestützt auf § 12b Abs. 2 

Satz 1 SOG die Anwesenheit in einem bestimmten Gebiet der Freien und Hansestadt 

Hamburg zur Verhütung von Straftaten untersagt. Das Aufenthaltsverbot ist aufgrund § 12b 

Abs. 2 Satz 2 SOG zeitlich beschränkt auf zunächst drei Monate - die mangels 

entgegenstehender Anhaltspunkte vom Bescheiddatum bis zum 21. November 2025 zu 

berechnen sind - und örtlich beschränkt auf das in einer dem Bescheid beigefügten Karte 
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markierte Gebiet in Hamburg - das nicht den Zugang zur Wohnung des Betroffenen in 

Niedersachsen umfasst. Der erste Bescheid wäre nach § 43 Abs. 2 HmbVwVfG wegen 

Zeitablaufs unwirksam geworden, wenn er nicht vor Ende des ursprünglichen zeitlichen 

Regelungsgehalts eine Verlängerung und ferner eine weitere Verlängerung erfahren hätte. 

Die Antragstellerin hat das Aufenthaltsverbot gestützt auf § 12b Abs. 2 Satz 3 SOG 

verlängert, mit (zweitem) Bescheid vom 29. Oktober 2025 bis zum 22. Februar 2026 und 

mit (drittem) Bescheid vom 26. Januar 2026 bis zum 22. Mai 2026. Das zweimal verlängerte 

Aufenthaltsverbot ist als einheitlicher Titel Grundlage der Vollstreckung. Die 

Verlängerungsmöglichkeit dient nach der Gesetzesbegründung (Bü.-Drs. 21/19239, S. 2) 

einer wirksamen Durchsetzung des Aufenthaltsverbots bei hartnäckigen Verstößen, da 

ohne die gesetzliche Verlängerungsmöglichkeit im Fall des Ablaufs einer ersten Verfügung 

und neu angeordneter Verfügung eine Erzwingungshaft wegen Verstöße gegen die erste 

Verfügung nicht mehr möglich wäre. Die Erfüllung eines Titels, der durch Zeitablauf 

erloschen ist, kann nicht mehr präventiv mit Wirkung für die Zukunft erzwungen werden 

(OVG Hamburg, Beschl. v. 18.7.2023, 4 So 36/13, n. v.). Zwangsmittel sind rein präventive 

Beugemittel ohne strafähnliche Sanktion (BVerwG, Urt. v. 21.1.2003, 1 C 5.02, BVerwGE 

117, 332, juris Rn. 29). 

Die drei Bescheide sind jeweils mit ihrer Bekanntgabe an den Betroffenen nach § 43 Abs. 1 

Satz 1 HmbVwVfG wirksam geworden. Die Bekanntgabe eines Verwaltungsakts ist dabei 

nach § 41 Abs. 5 HmbVwVfG durch Zustellung gemäß § 1 Abs. 1 HmbZG i. V. m. § 2 Abs. 1 

VwZG oder durch nicht förmliche Bekanntgabe nach § 41 Abs. 1 bis 4 HmbVwVfG möglich. 

Hier hat die Antragstellerin die in Rede stehenden Bescheide jeweils nicht förmlich bekannt 

gegeben (obwohl dies wegen der Bedeutung der Sache und Schwierigkeiten des 

Nachweises zu empfehlen gewesen wäre, vgl. U. Stelkens, in: Stelkens/Bonk/Sachs, 

10. Aufl. 2023, VwVfG § 41 Rn. 126; Tiedemann, in: BeckOK VwVfG, 70. Ed. 1.1.2026, 

VwVfG § 41 Rn. 82). Der erste Bescheid vom 22. August 2025 bzw. der dritte Bescheid 

vom 26. Januar 2026 sind dem Betroffenen bekanntgegeben worden, indem die Polizei 

Niedersachsen sie am 25. August 2025 bzw. 27. Januar 2026 in seinen Briefkasten an der 

rubrizierten Wohnanschrift eingeworfen hat. Der zweite Bescheid vom 29. Oktober 2025 ist 

dem Betroffenen jedenfalls rechtzeitig vor Ablauf des dreimonatigen Aufenthaltsverbots 

nach dem ersten Bescheid vom 22. August 2025 bekanntgegeben worden. Zwar hat die 

Antragstellerin durch ihren Vortrag in der Antragsschrift „zugestellt per Postversand“ über 

die unzutreffende rechtliche Bewertung einer Zustellung hinaus lediglich die Tatsache 

dargelegt, den zweiten Bescheid zur Post gegeben zu haben. Sie hat insbesondere keine 

Umstände dafür dargelegt, aus denen sich ergäbe, dass ein Bekanntgabeerfolg vor dem 
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21. November 2025 als dem ursprünglichen zeitlichen Ende des Aufenthaltsverbots 

eingetreten wäre. Auch die vorgelegten Sachakten sind insofern unergiebig. Sie enthalten 

weder einen Vermerk zur Aufgabe bei der Post noch geben sie ein Postausgangsbuch 

wieder. Doch hat der Betroffene bei der Anhörung auf die Frage nach dem zweiten 

Bescheid eingeräumt, dass er ihn vor Ablauf des ersten Bescheids erhalten habe. 

Nichtigkeitsgründe, die der Wirksamkeit der Verwaltungsakte nach §§ 43 Abs. 3, 44 

HmbVwVfG entgegenstünden, sind nicht ersichtlich. 

Die Vollstreckungsreife ist eingetreten. Nach § 3 Abs. 3 HmbVwVG darf aus einem 

Verwaltungsakt nur vollstreckt werden, wenn (Nr. 1) der Verwaltungsakt unanfechtbar 

geworden ist, (Nr. 2) seine sofortige Vollziehung angeordnet worden ist oder (Nr. 3) einem 

Rechtsbehelf gegen den Verwaltungsakt keine aufschiebende Wirkung zukommt. 

Vorliegend ist, soweit nicht bereits Bestandskraft eingetreten ist, zumindest jeweils nach 

§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO die sofortige Vollziehung schriftlich gesondert angeordnet. 

Als Adressat des Verwaltungsakts ist der Betroffene Pflichtiger der ihm auferlegten 

Unterlassungspflicht nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 HmbVwVG.  

Die Antragstellerin hat den Betroffenen im Einklang mit § 8 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 

HmbVwVG bereits im ersten Bescheid unter anderem auf eine mögliche Vollstreckung 

durch das Zwangsmittel der Erzwingungshaft hingewiesen. 

2. Auch die besonderen Voraussetzungen einer Erzwingungshaft sind erfüllt. 

Zur Durchsetzung eines Titels, der sich auf eine Handlungs-, Duldungs- oder 

Unterlassungspflicht richtet, können nach pflichtgemäßem Ermessen der 

Vollstreckungsbehörde gemäß § 11 Abs. 1 HmbVwVG die folgenden Zwangsmittel 

angewandt werden (Nr. 1) Ersatzvornahme, (Nr. 2) Festsetzung eines Zwangsgeldes, 

(Nr. 3) unmittelbarer Zwang und (Nr. 4) Erzwingungshaft. Die Erzwingungshaft ist nach § 16 

Abs. 1 HmbVwVG nur zulässig, wenn ein anderes Zwangsmittel erfolglos geblieben ist und 

seine Wiederholung oder die Anwendung eines anderen Zwangsmittels offenbar keinen 

Erfolg verspricht. Eine solche Sachlage ist hier gegeben. Im Einzelnen: 

Das Zwangsmittel der Festsetzung eines Zwangsgeldes ist erfolglos geblieben. Erstmals 

ist ein Zwangsgeld bereits mit dem ersten Bescheid vom 22. August 2025 festgesetzt 

worden unter der Bedingung eines Verstoßes gegen das Aufenthaltsverbot. Nach § 14 

Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 und Satz 2 Alt. 2 HmbVwVG kann ein Zwangsgeld zugleich mit dem 
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durchzusetzenden Verwaltungsakt festgesetzt werden und wird in diesem Fall wirksam, 

wenn die pflichtige Person gegen eine Duldungs- oder Unterlassungspflicht verstößt und 

die Voraussetzungen des § 8 HmbVwVG vorliegen.  

Die Wiederholung dieses Zwangsmittels verspricht offenbar keinen Erfolg. Ausweislich der 

Eintragungen des Betroffenen in das Schuldnerverzeichnis ist der Betroffene 

zahlungsunfähig. Zumindest im vorliegenden Fall müssen deshalb auch nicht zumindest 

Versuche der Beitreibung eines festgesetzten Zwangsgeldes vorrangig vor einer 

Erzwingungshaft vorgenommen werden (vgl. VG Hamburg, Haftbefehl v. 6.1.2025, 

5 V 5833/24, juris Rn. 7). 

Die Anwendung eines anderen Zwangsmittels steht nicht zu Gebote. Die dem Betroffenen 

mit dem Aufenthaltsverbot auferlegte Unterlassungspflicht kann weder durch 

Ersatzvornahme noch unmittelbaren Zwang durchgesetzt werden. 

Die Verhältnismäßigkeit im Übrigen ist gewahrt. Nach § 12 Abs. 1 HmbVwVG sind die 

Zwangsmittel so auszuwählen und anzuwenden, dass sie in einem angemessenen 

Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und die pflichtige Person und die Allgemeinheit nicht 

mehr als unvermeidbar belasten oder beeinträchtigen. 

Eine Erzwingungshaft ist geeignet, den Betroffenen nunmehr eindrücklich dazu anzuhalten, 

der ihm auferlegten Unterlassungspflicht nachzukommen, indem sie ihm die Bedeutung des 

polizeilichen Aufenthaltsverbots vor Augen führt.  

Eine Erzwingungshaft als schärfstes Schwert ist auch erforderlich. Sein bisheriges 

Verhalten lässt mangelnde Rechtstreue erkennen. Er hat insbesondere am 31. Dezember 

2025 gegen die Unterlassungspflicht verstoßen, indem er sich in das 

Aufenthaltsverbotsgebiet begab. 

Nicht entgegen steht, dass die Antragstellerin unter dem 30. Januar 2026 beim Amtsgericht 

Hamburg eine noch bis 30. April 2025 andauernde elektronische Aufenthaltsüberwachung 

des Betroffenen nach § 30 PolDVG erwirkt hat und der Beschluss ordnungsgeld- und 

ersatzweise ordnungshaftbewehrt ist. Dem Gesetz lässt sich kein Verbot entnehmen, beide 

Maßnahmen zur Gefahrenabwehr nebeneinander zu durchlaufen. Dabei ist vorliegend die 

Erzwingungshaft der dritte Schritt, nachdem im ersten Schritt ein Aufenthaltsverbot erlassen, 

im zweiten Schritt ein Zwangsgeld festgesetzt worden ist. Demgegenüber steht die 

elektronische Aufenthaltsüberwachung als erster Schritt gleichrangig neben der hiesigen 
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Grundverfügung. Die Verwirkung eines Ordnungsgeldes und ersatzweise einer 

Ordnungshaft wären weitere Schritte. 

Eine kurze Erzwingungshaft von fünf Tagen ist zumindest nicht unangemessen lang 

angesichts der in Rede stehenden Rechtsgüter. 

Das Gericht bejaht die Verhältnismäßigkeit eines Haftbefehls ausdrücklich unabhängig 

davon, dass die Antragstellerin im Anhörungstermin zugesagt hat, einen Haftbefehl nur zu 

vollstrecken, wenn der Betroffene erneut gegen das Aufenthaltsverbot verstößt. Der 

richterliche Haftbefehl ist nicht nur ein formaler Akt, vielmehr obliegt dem Gericht die 

Prüfung der Verhältnismäßigkeit (dies für die richterliche Durchsuchungsanordnung 

hervorhebend BVerfG, Beschl. v. 3.4.1979, 1 BvR 994/76, BVerfGE 51, 97, juris Rn. 47). 

Der bedingungsfeindliche Haftbefehl muss verhältnismäßig sein und nicht abhängig von 

zukünftigen Umständen seine Verhältnismäßigkeit erst erhalten. 

IV. Die Beschlussformel enthält gemäß § 16 Abs. 3 Satz 2 HmbVwVG i. V. m. § 421 Nr. 1 

und Nr. 2 FamFG die nähere Bezeichnung der Freiheitsentziehung sowie den Zeitpunkt, zu 

dem die Freiheitsentziehung endet. 

V. Die nicht von einem gesonderten Antrag abhängige Anordnung der sofortigen 

Wirksamkeit beruht auf § 16 Abs. 3 Satz 2 HmbVwVG i. V. m. § 422 Abs. 2 Satz 1 FamFG.  

Nach der Entscheidung des Landesgesetzgebers - abweichend von der Entscheidung des 

Bundesgesetzgebers - ist vor Erlass des Erzwingungshaftbefehls der Betroffene persönlich 

anzuhören, obwohl er anders als im unmittelbaren Anwendungsbereich des § 420 Abs. 1 

FamFG nicht regelhaft bereits an einem festen Ort anzutreffen ist. Im Interesse einer 

effektiven, insbesondere zeitnahen Gefahrenabwehr ist untunlich, nach § 16 Abs. 3 Satz 2 

HmbVwVG i. V. m. § 422 Abs. 1 FamFG die Rechtskraft des Beschlusses abzuwarten. 

Der Beschluss wird damit nach § 16 Abs. 3 Satz 2 HmbVwVG i. V. m. § 420 Abs. 2 Satz 2 

FamFG wirksam, wenn der Beschluss und die Anordnung der sofortigen Wirksamkeit (Nr. 1) 

dem Betroffenen, der zuständigen Verwaltungsbehörde oder dem Verfahrenspfleger 

bekannt gegeben werden oder (Nr. 2) der Geschäftsstelle des Gerichts zum Zweck der 

Bekanntgabe übergeben werden. 

VI. Eine Kostenentscheidung ist bei Erlass eines beantragten Haftbefehls nach dem 

Umkehrschluss zu § 16 Abs. 3 Satz 2 VwVG i. .V. m. § 430 FamFG nicht veranlasst. 

 


